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Armut Alleinerziehender
von �Antje Asmus 

Franziska Pabst

Vorbemerkung

Mittlerweile wachsen mehr als zwei Millionen Kinder in 
Haushalten von alleinerziehenden Elternteilen auf.1 Der 
Großteil davon sind Mütter (90 %) mit einem Kind oder 
mehreren Kindern, die durch Scheidung, Trennung, Tod 
oder der Entscheidung, ein Kind allein großzuziehen, in 
dieser Familienform leben. Insgesamt ist mehr als jede 
fünfte Familie eine Einelternfamilie – mit steigender 
Tendenz. Angesichts einer hohen Scheidungsrate und 
der gesellschaftlichen Pluralisierung von Familienfor-
men ist diese hohe Anzahl von alleinerziehenden Frau-
en keine Überraschung. 

Da aber das Risiko, in Armut zu geraten, stark von der 
Familienform abhängt, in der Kinder aufwachsen und 
in welcher der Alltag organisiert wird, besteht hier drin-
gender Handlungsbedarf. Vor allem dann, wenn die 
Armutsrisiko-Quote so kontinuierlich ansteigt wie die 
der Alleinerziehenden mit minderjährigen Kindern in 
den letzten Jahren. Die Hälfte aller in Armut lebenden 

Kinder wächst bei Alleinerziehenden auf. Im Vergleich: 
Lag das Risiko, in Einkommensarmut zu geraten, bei 
Alleinerziehenden im Jahr 2005 noch bei 39,3 Prozent, 
lag es im Jahr 2014 bei 41,9 Prozent.2 Bei Paarfamilien 
liegt das Armutsrisiko in Abhängigkeit von der Anzahl 
der im Haushalt lebenden Kinder derzeit zwischen 
9,6 Prozent (bei zwei Erwachsenen mit einem Kind) 
und 24,6 Prozent (bei zwei Erwachsenen mit drei oder 
mehr Kindern).3 Im Gegensatz zur Armutsquote der Al-
leinerziehenden ist die Quote bei Paarfamilien in den 
Jahren zwischen 2005 und 2014 jedoch gesunken, 
2005 betrug sie noch zwischen 11,6 und 26,3 Prozent.4 

Bemerkenswert ist hier, dass die Armutsquote der  
Alleinerziehenden steigt, obwohl ihre Erwerbstätigen-
quote seit Jahren zunimmt.5 Das heißt: Arbeit schützt 
nicht unbedingt vor Armut. Als Ursachen dafür kön-
nen Beschäftigungen im Niedriglohnsektor oder in 
instabilen oder befristeten Arbeitsverhältnissen in den 
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sogenannten frauentypischen Branchen, wie bspw. 
In der Dienstleistungsbranche und im Pflegebereich, 
und den damit einhergehenden geringen Löhnen 
identifiziert werden.6 

Dies kann jedoch nicht die einzige Antwort auf die Fra-
ge sein, warum Alleinerziehende und ihre Kinder über-
proportional häufig in Armut leben. Neben der Situa-
tion auf dem Arbeitsmarkt als Frau und Mutter wirken 
sich auch die steigenden Kosten nach einer Trennung 
oder Scheidung, fehlende Kinderbetreuungsmöglich-
keiten sowie die unzureichende Ausgestaltung mone-
tärer familienpolitischer Leistungen für Alleinerziehen-
de auf die Einkommensverhältnisse aus. 

In der Regel ist es das Zusammenspiel dieser Fakto-
ren, das zu Armut führt. Neben den rechtlichen Rah-
menbedingungen für alleinerziehende Eltern müssen 
auch die gelebten Realitäten und Rollenverteilun-
gen innerhalb der Familien und die Ausgestaltung 
von Infrastrukturangeboten als Ursache in den Blick 
genommen werden7. Es ist Aufgabe von Politik und 
Gesellschaft, Alleinerziehende entsprechend ihrer 
spezifischen Bedarfe besser zu fördern und zu unter-
stützen.  

Lebenlagen von Alleinerziehenden

Einkommenssituation:   
Einkommen und Erwerbslage

Der Unterschied zwischen den Lebenssituationen von 
Paar- und Einelternfamilien lässt sich gut anhand der 
Quote der aktiv erwerbstätigen Frauen mit Kindern 
darstellen. Sie betrug im Jahr 2013, unabhängig von 
der Familienform, 61 Prozent.8 Die Quote der vollzeit-
erwerbstätigen alleinerziehenden Mütter lag bei 42 
Prozent, während sie bei Ehefrauen nur 25 Prozent be-
trug. Beachtlich ist der Unterschied zu Männern, die un-
abhängig von ihrer jeweiligen Familienform zu über 87 
Prozent einer Vollzeittätigkeit nachgingen.9  

Betrachtet man allein die Höhe des von Müttern im  
Alter zwischen 16 und 38 Jahren individuell generier-
ten Arbeitseinkommens, zeigt sich kein deutlicher Un-
terschied nach der Familienform. So besteht insgesamt 
eine Differenz in Höhe von 54 Euro beim durchschnitt-
lichen Arbeitseinkommen von alleinerziehenden Müt-
tern (monatlich 784 Euro) und Müttern aus Paarfamilien 
(monatlich 838 Euro). Vergleicht man jedoch das Haus-
haltseinkommen beider Gruppen, wird deutlich, dass 
die Existenz einer weiteren erwerbstätigen Person im 
Haushalt den Unterschied ausmacht. Hier beträgt die 
Differenz im Durchschnitt 1.346 Euro. Alleinerziehen-
de können monatlich durchschnittlich über 1.226 Euro 
verfügen, während der Gruppe der Haushalte mit einer 

weiteren erwachsenen Person im Schnitt ein fast dop-
pelt so hohes Einkommen in Höhe von 2.572 Euro zur 
Verfügung steht.10

Bei Paarfamilien, in denen beide Partner arbeiten, zeigt 
sich zudem, dass die häufigste Aufteilung im Bereich 
der Erwerbsarbeit das Modell der Vollzeittätigkeit des  
Vaters in Kombination mit einer Teilzeittätigkeit der 
Mutter ist – im Jahr 2013 wählten insgesamt 70,5 Pro-
zent der Paare diese Form der Tätigkeitsverteilung.11 
Mütter und Väter in Partnerschaften gewinnen dadurch 
auch zeitliche Spielräume für die Erledigung von Fami-
lien- oder Alltagsaufgaben, die Alleinerziehenden nicht 
zur Verfügung stehen. Diese Arbeitsteilung in Paar-
familien hat jedoch aus der Lebensverlaufsperspekti-
ve betrachtet zumeist negative Folgen für die Mütter, 
wenn es zur Trennung kommt. Für Alleinerziehende 
ist es meist schwer, zurück in eine existenzsichernde  
Erwerbstätigkeit zu finden. Denn es ist z. B. nicht immer 
ohne weiteres möglich, die Arbeitszeit einer Teilzeit-
stelle auf eine Vollzeitbeschäftigung zu erhöhen. Das-
selbe gilt für die sogenannten Minijobs. Auch hier wird 
es nicht immer möglich sein, von einer geringfügigen 
Beschäftigung zu einer sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung zu wechseln. 
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Folgen der Unterhaltsrechtsreform von 
2008 – seltener Betreuungsunterhalt

Die Unterhaltsrechtsreform aus dem Jahr 2008 hatte 
für Alleinerziehende im Wesentlichen zwei bedeuten-
de Auswirkungen: zum einen die Stärkung der recht-
lichen Stellung der sogenannten „Zweitfamilie“ und 
zum anderen die Betonung und Verpflichtung der 
nachehelichen Eigenverantwortung. Auch wurde die 
Rangfolge der Unterhaltsansprüche der jeweils Un-
terhaltsberechtigten neu angeordnet, minderjährige 
Kinder rückten an die erste Stelle, und der Unterhalt 
an ehemalige Partner und Partnerinnen wurde einge-
schränkt. Statt Wahrung des bisherigen Lebensstan-
dards galt fortan für den betreuenden Elternteil eine 
Erwerbsobliegenheit. Was dies für die ehemaligen 
Ehepartner bedeutet, formulierte der Bundesgerichts-
hof im Jahr 2009: Einer Frau ist es nach Trennung und 
Scheidung zuzumuten, einer Vollzeitbeschäftigung 
nachzugehen, auch wenn sie Kinder hat und die Pfle-
ge- und Sorgearbeit künftig allein bewerkstelligt wer-
den muss. Sie kann nur innerhalb der ersten drei Le-
bensjahre Basisunterhalt für sich selbst beanspruchen 
und auch nur für diesen Zeitraum die Betreuung des 
Kindes selbst übernehmen.12 Dabei wurde konsequent 
übersehen, dass eine vollzeit-nahe Beschäftigung für 
Alleinerziehende häufig keine realistische Option dar-
stellt. Dass an dieser Stelle die familiengerichtlichen 
Vorstellungen über Mach- und Bewältigbarkeit von 
Familienleben und Berufstätigkeit mit den Realitäten 
und Bedürfnissen von Alleinerziehenden auseinan-
derklaffen, lässt sich ganz deutlich an der hohen An-
zahl der arbeitslosen oder geringfügig beschäftigten 
alleinerziehenden Mütter ablesen.13 

Viele alleinerziehende Frauen haben lange Lücken in ih-
ren Erwerbsbiographien oder haben bis zum Zeitpunkt 
der Trennung in Teilzeitbeschäftigungen gearbeitet. 
Dass sich hierdurch Probleme bei der Jobsuche erge-
ben oder auch reale Schwierigkeiten bestehen können, 
den Arbeitsumfang auf ein existenzsicherndes Niveau 
zu erhöhen, ist offensichtlich – spielt jedoch bei der 
Bewertung, ob Betreuungsunterhalt bezahlt werden 
muss, keine Rolle. Das Einkommensarmutsrisiko wird 
demnach nicht durch die Trennung oder Scheidung an 
sich gesteigert, sondern entsteht aufgrund der zuvor 
praktizierten innerfamiliären Arbeitsteilung.14 

Kindesunterhalt

Aktuelle Daten bestätigen eine Vermutung: Nur die 
Hälfte der anspruchsberechtigten alleinerziehenden 
Mütter erhält auch tatsächlich Unterhalt für ihre Kinder. 
Und wenn dieser geleistet wird, reichen die Unterhalts-
zahlungen wiederum nur in der Hälfte der Fälle zur Dec-
kung des Mindestanspruchs gemäß der Düsseldorfer 
Tabelle aus.15 Über die Gründe existieren bislang keine 
Forschungsergebnisse, jedoch gibt es eine Reihe von 
möglichen Ursachen, die in Betracht kommen können. 
So spielen beispielsweise die fehlende Leistungsfähig-
keit, die mangelnde Zahlungsmoral des Barunterhalts-
verpflichteten und Probleme bei der Durchsetzung der 
Unterhaltsansprüche eine Rolle, genauso wie die nicht 
in Anspruch genommenen Möglichkeiten der Rechts-
durchsetzung durch die jeweils unterhaltsberechtigte 
Person.16 70 Prozent der Alleinerziehenden berichten 
von Schwierigkeiten bei der Durchsetzung von Kindes-
unterhaltsansprüchen gegenüber dem Ex-Partner.17

Hinzu kommt, dass die Höhe des Kindesunterhaltes 
selbst bei geleisteten Mindestunterhaltszahlungen 
nicht zur Deckung von Kosten für die Freizeitgestal-
tung oder die soziokulturelle Teilhabe ausreicht.18 Der 
Mindestunterhalt deckt in seiner derzeitigen Ausge-
staltung nur das sächliche Existenzminimum ab, das 
sich an den sozialrechtlichen Regelbedarfen orientiert. 
Die Höhe der Regelbedarfe steht ebenfalls seit langem 
in der Kritik: Die Berechnung der sogenannten Kinder-
regelbedarfe ist in ihrer derzeitigen Ausgestaltung als 
intransparent und wenig nachvollziehbar zu bewer-
ten, sodass eine Neubemessung der Regelbedarfe, 
die sich an kindgerechten Bedarfen der Kinder und  
Jugendlichen orientiert, seitens der Wohlfahrtsver-
bände für dringend erforderlich gehalten wird.19
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Unterhaltsvorschuss

Als Unterstützung bei nicht gezahltem Kindesunterhalt 
können Leistungen nach dem Unterhaltsvorschuss-
gesetz beantragt werden. Im Jahr 2013 bezogen insge-
samt 468.463 Kinder diese Leistung.20 Der sogenannte 
Unterhaltsvorschuss wird auf insgesamt 72 Monate be-
fristet pro Kind ausgezahlt und beträgt, abzüglich des 
vollständigen Kindergeldes, 145 Euro für Kinder unter 
sechs Jahren und 194 Euro für Kinder zwischen sechs 
und zwölf Jahren. Er ist somit systematisch zu niedrig, 
da nur das halbe Kindergeld in Abzug gebracht werden 
dürfte. Daraus resultieren folgende Probleme: Obwohl 
der Bedarf des Kindes nach der Düsseldorfer Tabelle 
ab dem zwölften Lebensjahr deutlich ansteigt,21 endet 
ab diesem Zeitpunkt die Möglichkeit der Inanspruch-
nahme. Und, hat ein unterhaltsberechtigtes Kind noch 
nie Unterhaltsleistungen des verpflichteten Eltern-
teils erhalten, erreicht es die maximale Bezugsdauer 
von Unterhaltsvorschussleistungen bereits an seinem 
sechsten Geburtstag.22 Seit 2005 beträgt der Anteil der 
Kinder, die jedes Jahr aufgrund der derzeitigen Ausge-
staltung ihren Anspruch auf UVG-Leistungen verlieren, 
im Schnitt 37 Prozent.23 Dies hat empfindliche Auswir-
kungen auf die materielle Situation der betroffenen  
Familien. Der Wegfall der Unterhaltsvorschussleistung 
ab dem 12. Lebensjahr sorgt dafür, dass Ein-Eltern-
familien, in denen ältere Kinder leben, stärker von 
Armut betroffen sind. Auf der einen Seite entfällt der 
Anspruch auf Unterhaltsvorschussleistungen, während 
auf der anderen Seite die Bedarfe der Kinder im selben 
Zeitraum ansteigen.24 Dies lässt sich auch anhand der 
Armutsquote darstellen, die für Kinder von 12-16 Jah-
ren in Haushalten von Alleinerziehenden in den Jahren 
1998-2008 sprunghaft angestiegen ist.25

Die Bundesregierung schlussfolgert aus den Ergeb-
nissen der Gesamtevaluation der ehe- und familien-
bezogenen Maßnahmen und Leistungen, dass es sich 
bei dem Unterhaltsvorschuss um eine sehr wichtige 
und im Verhältnis zu den aufgewendeten öffentlichen 
Mitteln sehr effiziente Leistung für Ein-Eltern-Familien 
handelt. Er sichere verlässlich die wirtschaftliche Sta-
bilität der Familien und trage zu ihrem Wohlergehen 
bei.26 Nichtsdestotrotz sind keinerlei Reformbemühun-
gen in Richtung Ausbau des Unterhaltsvorschusses 
erkennbar, obwohl diese dringend angezeigt wären. 
Es darf nicht sein, dass der zügige Verbrauch der ma-

ximalen Anspruchsberechtigung dazu führt, dass die 
armutsvermeidende Wirkung des Unterhaltsvorschus-
ses abrupt endet und Alleinerziehende und ihre Kinder 
keine weiteren Unterstützungsleistungen bei ausblei-
bendem Unterhalt erhalten können. Zu Recht weisen 
Verbände seit Jahren darauf hin, die Anrechnungslo-
giken im Unterhaltsvorschussrecht zugunsten der Ein- 
Eltern-Familien zu verändern, die maximale Bezugs-
dauer abzuschaffen und die Höchstaltersgrenze her-
aufzusetzen. Seinen Namen als „Ersatzleistung“ ver-
dient der Unterhaltsvorschuss in seiner derzeitigen 
Ausgestaltung folglich nicht.

Kinderzuschlag

Eltern, die erwerbstätig sind und mit ihrem Einkom-
men zwar ihren eigenen, jedoch nicht den Lebens- 
bedarf ihrer Kinder abdecken können, können 140 Euro 
monatlich27 pro Kind als Kinderzuschlag erhalten. Je-
doch profitiert bislang nur eine Minderheit der Haus-
halte von Alleinerziehenden vom Kinderzuschlag. 
Ursache hierfür ist, dass Unterhaltsvorschuss und Kin-
desunterhalt als Einkommen des Kindes auf die Lei-
stung angerechnet werden. Lediglich Kindergeld und 
Wohngeld bleiben unberücksichtigt. Dass die Wirkung 
des Kinderzuschlags keinen nennenswerten Einfluss 
auf die Vermeidung von Armut bei Alleinerziehenden 
hat, liegt an diesen Anrechnungslogiken. Dies wird 
umso deutlicher, als das Armutsrisiko bei Paarfamilien, 
die weder Unterhaltsvorschuss noch Kindesunterhalt 
beziehen, durch den Kinderzuschlag deutlich sinkt. Bei 
Familien mit mehr als zwei Kindern verringert sich das 
Armutsrisiko um 30,6 Prozent, bei Familien mit einem 
jüngsten Kind unter zwei Jahren sinkt das Armutsrisiko 
um insgesamt 61 Prozent.28
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SGB II Leistungen

Die Quote der alleinerziehenden Eltern, die Leistungen 
zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem SGB II 
(Hartz IV) erhalten, beträgt 40 Prozent und ist damit fast 
viermal so hoch wie der Durchschnitt aller Haushalte 
(10,6 %).29 Insgesamt ist fast jede/-r fünfte Arbeitslose 
alleinerziehend.30 Auch bei der Bezugsdauer von SGB-
II-Leistungen ist der Anteil alleinerziehender Frauen mit 
einer Bezugsdauer von mehr als 24 Monaten besonders 
hoch, er liegt bei derzeit 24,3 Prozent.31 Nicht zuletzt ist 
hier die schwierige Integration der Alleinerziehenden 
in den Arbeitsmarkt aufgrund fehlender Kinderbetreu-
ungsmöglichkeiten sowie familienunfreundlicher Ar-
beitszeiten als Ursache zu benennen. Mit 52 Prozent ist 
der Anteil der Frauen ohne Berufsabschluss im SGB-II-
Bezug bei alleinerziehenden Müttern etwas höher als 
bei Frauen allgemein (47 %).32 

Hinzu kommt die sehr hohe Anzahl der sogenannten 
Aufstocker/-innen, also der Alleinerziehenden, die trotz 
Erwerbstätigkeit auf Leistungen des SGB II angewiesen 
sind und nicht in der Lage sind, ein Einkommen ober-
halb des sozialrechtlich definierten Existenzminimums 
zu erzielen.33 Ihr Anteil beträgt 35 Prozent.34 Besonders 
alarmierend ist hier die Zahl der Alleinerziehenden, die 
in Vollzeit sozialversicherungspflichtig beschäftigt sind 
und trotzdem auf staatliche Transferleistungen zur Si-
cherung des Lebensunterhaltes ihrer Familie angewie-
sen sind (rund 21.000 Alleinerziehende).35

Aber selbst in den Fällen, in denen staatliche Grund-
sicherungsleistungen gezahlt werden, bleibt die Si-
tuation problematisch: Sie sind so gering bemessen, 
dass darauf angewiesene Haushalte auf Güter des 
täglichen Lebens und Aktivitäten verzichten müssen 
und bei den Möglichkeiten zur sozialen Teilhabe ein-
geschränkt sind.36 Bei Alleinerziehenden, die lange im 
Sozialleistungsbezug verbleiben, fehlen im Haushalt 
Güter, die andere Haushalte selbstverständlich besit-
zen (z. B. Auto, Fernseher, Mahlzeiten mit Fisch oder 
Fleisch). Mit dem damit verbundenen Stigma müssen 
ihre Kinder leben. Und auch hier ist das Maß der Un-
terversorgung abhängig von der Haushaltsform – am 
stärksten betroffen sind Ein-Personen-Haushalte und 
Alleinerziehende.37 Je länger die Phase einer solchen 
Unterversorgung andauert, umso größer wird auch 
das Ausmaß der sozialen und materiellen Deprivation. 

Kindergeld

Kindergeld ist gemäß § 31 Einkommenssteuergesetz 
Teil des steuerlichen Familienleistungsausgleichs und 
soll der steuerlichen Entlastung von Eltern und der  
finanziellen Förderung der Familie dienen.38 Getrennt 
lebenden Eltern steht das Kindergeld jeweils zur Hälfte 
zu. In der Praxis wird das Kindergeld an den Elternteil, 
der die Kinder betreut, ausbezahlt, während der Unter-
haltsverpflichtete die andere Hälfte vom Kindesunter-
halt abzieht. Wird das Kindergeld erhöht, hat dies aller-
dings zur Konsequenz, dass die Kindergelderhöhung 
nur hälftig im Haushalt der Alleinerziehenden an-
kommt, da gleichzeitig der Unterhaltsanspruch durch 
die Anrechnung beim Zahlbetrag des Kindesunter-
haltes sinkt. Kinder, die sich im Sozialleistungsbezug 
befinden, können gar nicht von Kindergelderhöhun-
gen profitieren, da das Kindergeld zwar ausbezahlt, 
aber auf die Grundsicherungsleistungen vollständig 
angerechnet wird. Auch die Gesamtevaluation der 
ehe- und familienbezogenen Maßnahmen und Lei-
stungen kommt hier zu dem Ergebnis, dass sich durch 
das Kindergeld die Einkommenssituation von Haus-
halten, die sich bereits im Arbeitslosengeld-II-Bezug 
befinden, aufgrund der Anrechnung auf das Arbeits-
losengeld II nicht verbessere.39 Und auch Alleinerzie-
henden, die Unterhaltsvorschussleistungen beziehen, 
käme eine Anhebung des Kindergeldes nicht zugute, 
da es in voller Höhe als Einkommen des Kindes zählt. 
Auch hier besteht eine nicht nachvollziehbare finanzi-
elle Schlechterstellung von Alleinerziehenden, denn 
das Kindergeld dürfte auch beim Unterhaltsvorschuss, 
analog zu den Unterhaltszahlungen, eigentlich nur 
hälftig angerechnet werden. Das Kindergeld stellt 
aufgrund der dargestellten Problematiken an den 
Schnittstellen zu anderen Leistungen kein geeignetes 
Instrument dar, um die Lebenssituation von Alleiner-
ziehenden zu verbessern. 
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Altersarmut

Haben Frauen im Laufe ihrer Erwerbsbiographie aus-
schließlich Kinder betreut oder Angehörige gepflegt 
und deshalb nicht oder nur geringfügig gearbeitet, 
leiten sich ihre finanziellen Ansprüche häufig haupt-
sächlich aus der Zeit der Ehe ab. Dass es sich bei den 
abgeleiteten Ansprüchen in der Rentenversicherung 
jedoch lediglich um eine unzuverlässige Absicherung 
von Ehefrauen im Alter handelt, zeigt die aktuelle Sta-
tistik: Bereits heute liegt das Armutsrisiko von Frauen, 
die 65 Jahre und älter sind, bei 19,7 Prozent – Tendenz 
steigend. Der Anteil von Männern in diesem Alter ist 
mit 14,9 Prozent deutlich geringer.40 

Bei der Scheidung werden mit dem Versorgungsaus-
gleich die bis zu diesem Zeitpunkt erworbenen An-
sprüche auf Alterssicherung geteilt. Diese sind in der 
Regel weit davon entfernt, im Alter existenzsichernd zu 
sein. Hinzu kommt der bereits angesprochene Teil der 
alleinerziehenden Frauen, die in Teilzeit oder im Nied-
riglohnsektor gearbeitet haben. Auch spielen die be-
schränkten Möglichkeiten von Alleinerziehenden bei 
der Vereinbarkeit von Beruf und Familie eine Rolle in 
der Alterssicherung. Vermindert sich dadurch das län-
gerfristig erzielbare Erwerbseinkommen, hat dies in je-
dem Fall Auswirkungen auf die Altersvorsorge. Zudem 
ist die Berücksichtigung von Erziehungsaktivitäten im 
Rentenrecht (SGB VI) nicht auf die spezielle Situation 
von Alleinerziehenden zugeschnitten.41 Angesichts des 
sinkenden gesetzlichen Rentenniveaus wird private  
Altersvorsorge immer wichtiger, um im Alter jenseits 
von Armut leben zu können. Die Gesamtevaluation 
zeigt jedoch, dass Alleinerziehende im Vergleich zu 
Elternpaaren weniger in der Lage sind und sein wer-
den, in ihre private Altersvorsorge zu investieren und 
darüber hinaus, dass sich der Umstand, ein Kind oder 
mehrere Kinder allein großzuziehen, nicht auf einen  
Lebensabschnitt beschränkt, sondern Auswirkungen 
auf den gesamten Lebensverlauf hat.42 

Infrastruktur / Kinderbetreuung 

Für erwerbstätige Alleinerziehende ist eine funktionie-
rende Infrastruktur existenziell, da sie auf verlässliche, 
ganztägige Kinderbetreuungsangebote angewiesen 
sind. Arbeiten Alleinerziehende nicht in einem klassi-
schen „Nine-to-five-Job“, sondern sind im Einzelhan-
del tätig oder müssen Schicht-und Wochenenddienst 
leisten, stellt sich die mangelnde Abdeckung der 
Kinderbetreuung während dieser Zeiten als sehr pro-
blematisch dar. Eine verlässliche Infrastruktur der Kin-
derbetreuung ist jedoch für Alleinerziehende Bedin-
gung, um einer existenzsichernden Erwerbstätigkeit 
nachgehen zu können, die sie und ihr Kind potenziell 
vor Armut schützen kann.43 Dies deckt sich auch mit 
den Einschätzungen der alleinerziehenden Eltern. Die 
Mehrheit bewertet ein externes Betreuungsangebot 
als zentrale Voraussetzung für ihre Erwerbstätigkeit.44 
Schwierigkeiten entstehen durch die Asynchronität 
der zeitlichen Verpflichtungen aus dem Erwerbsver-
hältnis und des Familienlebens. Der Ausbau der Kin-
derbetreuungszeiten ist folglich ein wichtiger Bau-
stein, damit auch Alleinerziehende Beruf und Familien 
gut vereinbaren können. 

Gleichzeitig müssen auch alleinerziehende Eltern über 
ausreichende zeitliche Spielräume für ihre Kinder ver-
fügen können. Dabei darf nicht übersehen werden, 
dass auch bei älteren Kindern, die durch Einrichtungen 
der Kindertagesbetreuung oder Kindertagespflege 
betreut werden, ein größerer Bedarf an Aufmerksam-
keit und Unterstützung bestehen kann. 
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Fazit

Es ist festzustellen, dass Alleinerziehende bei der  
Sicherstellung ihres Lebensunterhalts gleich auf meh-
reren Ebenen benachteiligt werden. So müssen die 
ökonomischen Nachteile, die aufgrund eingeschränk-
ter Erwerbsmöglichkeiten wegen Kindererziehungs-
zeiten entstehen, allein vom betreuenden Elternteil 
getragen werden.45 Neben der Frage, wie die eigene 
Existenz und die der Kinder abgesichert werden kann, 
spielen auch die eigenen Probleme und die Sorgen 
um die Kinder eine große Rolle.46 Bei fehlenden Unter-
haltszahlungen müssen dadurch entstehende finan-
zielle Engpässe allein kompensiert werden, was sich 
aufgrund von häufig nicht passgenauen Kinderbe-
treuungsmöglichkeiten als zusätzliche Belastung dar-
stellt. Die Folgen dieser materiellen Unterversorgung 

tragen in erster Linie die Kinder. Ein weiteres Span-
nungsfeld ist der Spagat zwischen der Notwendigkeit 
einer existenzsichernden Beschäftigung und der feh-
lenden Zeit für die Familie.47 Bei aktuellen Diskussio-
nen um mehr Partnerschaftlichkeit bei der Aufteilung 
von Erwerbs- und Erziehungsarbeit darf daher die 
spezifische Situation der Alleinerziehenden nicht aus 
dem Blick geraten. Es ist notwendig, die Eltern, die sich 
allein um ihre Kinder kümmern, so zu fördern und zu 
unterstützen, dass die besonderen Umstände, unter 
denen sie und ihre Kinder leben, nicht zu Nachteilen 
führen. Die Familienform darf nicht darüber entschei-
den, ob Kinder und – in der Regel – ihre Mütter in Ar-
mut leben. 
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